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Wir nehmen Stellung! 

Breitbandausbau 

 

 

 

Breitbandinfrastruktur ist zentrales Nervensystem 
unserer Gesellschaft - Deshalb: Ausbau jetzt! 
 

 

 
Bedeutung der                          

Breitbandinfrastruktur 

Für eine wirtschaftsstarke Gesell-
schaft im 21. Jahrhundert ist eine 
leistungsfähige Telekommunikati-
onsinfrastruktur das zentrale  
Nervensystem. Schließlich basiert 
das Funktionieren unseres öffent-
lichen und wirtschaftlichen Lebens 
maßgeblich auf einer intakten 
Telekommunikation. 

So ist die digitale Infrastruktur 
zwischenzeitlich längst zu einem 
essentiellen Grundbedürfnis für 
einen zeitgemäßen Informations-
austausch geworden.  

Zugleich wissen wir, dass im Inno-
vationsland Baden-Württemberg 
viele mittelständische Weltmarkt-
führer, sogenannte "Hidden-
Champions", gerade auch im länd-
lichen Umfeld beheimatet sind. 
Dies zeigt schon allein die        
Tatsache, dass knapp 40 Prozent 
aller Arbeitsplätze im produzie-
renden Gewerbe im ländlichen 
Raum beheimatet sind. 

Leider zeugt die aktuelle Versor-
gungsstruktur jedoch davon, dass 
in Deutschland und auch in Baden-
Württemberg der Ausbau eines 
zukunftsorientierten Breitband-
netzes noch weit hinter dem in-
ternationalen Vergleich mit 
anderen Industrienationen hinter-
herhinkt. 

So sind gerade ein Mal rund drei 
Prozent der Haushalte in Deutsch-

land mit einem Glasfaseranschluss 
versehen. Im OECD-Durchschnitt 
waren dies 2009 bereits 17     
Prozent, in Südkorea sogar           
67 Prozent. 

Die Gründe dafür sind vielfältig. 
Der Gemeindetag Baden-
Württemberg möchte mit seinem 
Positionspapier einen Beitrag zur 
Beschleunigung des dringend 
notwendigen Ausbaus der Breit-
bandinfrastruktur leisten. 

Politischer Hintergrund 

In der Zielsetzung, wie ein leis-
tungsfähiges und zukunftsfähiges 
Telekommunikationsnetz ausse-
hen soll, sind sich alle politischen 
Ebenen einig.  

So hat die Europäische Union als 
Ziel ausgegeben, dass bis zum Jahr 
2020 die Hälfte der europäischen 
Haushalte mit 100 Mbit/s versorgt 
sein sollen.  

Der Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung legt eine flächende-
ckende Grundversorgung mit 
mindestens 50 Mbit/s bis zum Jahr 
2018 fest. Die im Sommer 2014 
ausgerufene digitale Agenda der 
Bundesregierung wiederholt diese 
Zielsetzung aus dem Koalitionsver-
trag, geht aber perspektivisch 
bereits davon aus, dass Bandbrei-
ten von 300 Mbit/s und mehr für 
eine zukunftsfähige Infrastruktur 
erforderlich sein werden. Eine 
solche Bandbreite ist ausschließ-
lich über Glasfaserleitungen in die 
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einzelnen Haushalte (FTTH/FTTB-
Lösungen) zu erreichen.  

Auch die baden-württembergische 
Landesregierung definiert als per-
spektivisches technisches Ausbau-
ziel den Glasfaserausbau bis hin zu 
den einzelnen Gebäuden 
(FTTH/FTTB). Hierzu wurden für 
die Haushaltsjahre 2015 und 2016 
die bereitstehenden Fördermittel 
auf 31,7 Millionen Euro erhöht. 
Das ist ohne Zweifel ein wichtiger 
Schritt, um den Breitbandausbau 
weiter voranzubringen. Bei der 
Dimension der Aufgabe "Breit-
bandausbau" wird diese Erhöhung 
der Fördermittel allein jedoch 
nicht ausreichen, um dem Ziel 
eines flächendeckenden Glasfa-
sernetzes gerecht zu werden. 

Rechtlicher Hintergrund: 

Nach Artikel 87f Grundgesetz hat 
der Bund im Bereich der Tele-
kommunikation die Zuständigkeit, 
eine flächendeckend angemesse-
ne und ausreichende Dienstleis-
tung zu gewährleisten.  

Konkretisiert wird die Anforderung 
der Angemessenheit und des Aus-
reichens in § 78 Telekommunika-
tionsgesetz. In diesem ist leider 
aber noch immer nur das Kupfer-
kabel als notwendiger Stand der 
Technik vorgesehen.  

Dies ist angesichts des schon heu-
te bestehenden Bedarfs in keinem 
Fall tatsächlich "angemessen" 
bzw. "ausreichend" und somit 
auch mit der bundespolitisch im 
Rahmen der digitalen Agenda 
ausgerufenen Zielsetzung in keiner 
Weise kompatibel. 

An welchen Stellschrauben muss 
gedreht werden 

Die Analyse zeigt: In der Zielset-
zung besteht große Einigkeit, aber 
bei der Umsetzung stehen die 

Städte und Gemeinden oftmals 
alleine im Regen! 

Der Gemeindetag Baden-
Württemberg hat daher in intensi-
vem und regem Austausch mit den 
kommunalen Praktikern die zent-
ralen Hürden bei der Bewältigung 
der Breitbandherausforderung 
aufgearbeitet. 

Aus den vielen Gesprächen mit 
Bürgermeistern, Breitbandkoordi-
natoren und Technikern ergeben 
sich folgende Ansätze zur Weiter-
entwicklung der Rahmenbedin-
gungen im Ausbau einer 
zukunftsfähigen Telekommunika-
tionsinfrastruktur. 

a) auf europäischer Ebene: 

Das EU-Wettbewerbsrecht setzt 
dem öffentlichen Ausbau einer 
Breitbandinfrastruktur enge Gren-
zen. Eine öffentliche Investition in 
diese Zukunftstechnologie ist nur 
bei Nachweis eines Marktversa-
gens möglich. Gleichzeitig findet 
marktgetriebener Ausbau nur dort 
statt, wo sich Investitionen auch 
aus betriebswirtschaftlicher Sicht 
amortisieren. In der Folge ver-
bleibt der öffentlichen Hand der 
Ausbau in den Regionen, in denen 
keine kostendeckenden Nutzungs-
entgelte erzielt werden können. 

→ Die EU-Wettbewerbsregeln 
müssen das Ziel eines flächende-
ckenden, zukunftsweisenden 
Ausbaus in den Blick nehmen. Ein 
„Rosinenpicken“ darf nicht be-
günstigt werden. 

b) auf Bundesebene: 

Neben den durch EU-Recht vorge-
gebenen Rahmenbedingungen 
führt jedoch  auch das "Rosinenpi-
cken" begünstigende Bundesrecht 
dazu, dass ein Glasfaserausbau in 
die einzelnen Haushalte nicht 
stattfindet. Es bedarf daher einer 

gesetzlichen Verankerung für  
Glasfaser in die einzelnen Haushal-
te als notwendigen, technischen 
Ausbaustandard. 

→ Festschreibung des Ziels FTTB-
Ausbau im Telekommunikations-
gesetz. 

Auf dieser Grundlage muss seitens 
des Gesetzgebers eindeutig fest-
gelegt werden, welche Akteure die  
konkreten Ausbaumaßnahmen 
vollziehen. Ggf. ist eine Aufteilung 
der Erledigung nach klar abgrenz-
baren Kriterien zu definieren. 
Ebenso muss gesetzlich klarge-
stellt werden, dass die einen Aus-
bau betreibenden Akteure, diesen 
jeweils für die gesamte Kommu-
nen zu leisten haben und es keine 
Begrenzung auf einzelne Stadt- 
oder Gemeindeteile geben darf. 

→ Klare Definition der Zuständig-
keiten durch den Bund. Festle-
gung, wer welchen Teil des 
Ausbaus zu leisten hat. 

Damit wäre auch ein Weg eröff-
net, um eine abgestimmte, bun-
desweite Netzausbauplanung zu 
erarbeiten. Eine solche muss 
durch die Bundesnetzagentur 
zumindest für die überörtlichen 
Netze kurzfristig erstellt werden. 

→ Bundesweiter Ausbauplan zur 
Erreichung der Ziele der Digitalen 
Agenda. 

Technische Zwischenlösungen 
dürfen nur zugelassen werden, 
wenn sie dem Ziel des FTTB-
Ausbaus nicht entgegenstehen. 
Dies insbesondere deshalb, da 
eine - sofern technisch überhaupt 
verlässlich möglich - weitere Er-
tüchtigung der Kupferkabel nichts 
daran ändert, dass es sich bei der 
Infrastruktur auch weiterhin um 
ein "shared medium" handelt, d.h. 
die verfügbare Bandbreite redu-
ziert sich mit der Zahl der Nutzer. 
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Dies führt gerade in stark frequen-
tierten  Zeiten zu erheblichen 
Einschränkungen. Zudem ist es nur 
mit der Ertüchtigung des Kupfer-
kabels nicht möglich, die politisch 
vorgegeben Zielgrößen für die 
Zukunft zu erreichen. 

→ Exklusive Nutzungsrechte für 
kupferkabelbasierte Lösungen 
sind zu untersagen. 

Im Falle interkommunaler Zu-
sammenschlüsse mit dem Ziel des 
Breitbandausbaus stellen sich 
auch eine Reihe steuerrechtlicher 
Fragen, wie beispielsweise die 
Steuerpflicht von Betriebs- und 
Investitionskostenumlagen der 
Gemeinden an einen Zweckver-
band. Würden diese Umlagen als 
steuerpflichtige Zuschüsse behan-
delt, würden damit indirekt staat-
liche Förderungen, die die 
Gemeinden für den Breitbandaus-
bau erhalten und an ihren Zweck-
verband weiterleiten, besteuert 
werden. Vergleichbare Fragen 
stellen sich, wenn die Gemeinde 
ihr Netz in einen Zweckverband 
einbringt. Eine solche steuerrecht-
liche Folge ist ein erhebliches 
Hindernis für den Breitbandaus-
bau. 

→ Klarstellung der steuerrechtli-
chen Handhabung von Maßnah-
men zur Erstellung eines 
Breitbandnetzes. 

c) auf Landesebene: 

Die Verdreifachung der Landes-
fördermittel war ein erster wichti-
ger Schritt, um den 
zukunftsfähigen Ausbau der Tele-
kommunikationsinfrastruktur in 
Baden-Württemberg voranzubrin-
gen. 

Allerdings gibt es in Baden-
Württemberg nach wie vor keine 
von der EU notifizierte Förder-
richtlinie. Dies hat zur Folge, dass 

die aufgestockten Landesmittel 
zurzeit gar nicht abgerufen wer-
den können und daher zahlreiche 
kommunale Ausbauvorhaben 
aktuell blockiert sind. 

→ Umgehende Notfizierung der 
Förderrichtlinie "Breitbandinitia-
tive II"! 

Um das Ziel eines flächendecken-
den FTTB-Ausbau weiter zu beför-
dern, bedarf es in künftigen 
Förderprogrammen des Landes 
einer noch klareren Festlegung auf 
dieses Ausbauziel. Dies gilt für 
Gewerbegebiete und Wohngebie-
te in gleichem Maße. 

→ Stärkung des Ziels "Glasfaser-
ausbau" im Rahmen der Landes-
förderung. 

Auch bei der Inanspruchnahme 
der Landesfördermittel müssen 
noch bestehende Hürden abge-
baut werden. Angesichts der in 
der gesamten Fachwelt anerkann-
ten Perspektive, dass für die adä-
quate Bedienung der Bedarfe 
schon kurz- bis mittelfristig ein 
flächendeckendes Glasfasernetz in 
alle Haushalte notwendig ist, soll-
te ein solcher Bedarf schlicht un-
terstellt werden dürfen. Im 21. 
Jahrhundert darf es nicht mehr 
erforderlich sein, den Bedarf für 
einen Breitbandausbau erst an-
hand konkreter Endkundenwün-
sche belegen zu müssen.  

→ Kein bürokratischer Bedarfs-
nachweis! Der Bedarf eines Glas-
faserausbaus muss allgemein 
unterstellt werden. 

Darüber hinaus ist eine adäquate 
Personalausstattung in den die 
Kommunen begleitenden staatli-
chen Stellen notwendig. Hier muss 
eine dem Zukunftsthema Breit-
band angemessene und schlag-
kräftige Verwaltungs- und 

Beratungstätigkeit sichergestellt 
werden.  

→ Optimierung der Abwicklung 
und Verbesserung der Personal-
ausstattung bei der Bewirtschaf-
tung der Breitbandfördermittel 
und Beratung der Kommunen. 

Der marktgetriebene Ausbau wird 
auf absehbare Zeit keine Glasfa-
serinfrastruktur auf der letzten 
Meile zwischen Kabelverzweiger 
und Endkunde realisieren. Dies 
machen die angekündigten Aus-
baupläne der Marktakteure mehr 
als deutlich. Vielmehr werden  
verschiedene "Technologien" an 
den Markt gebracht, mit welchen 
die vorhandenen Kupferkabel in 
ihrer Leistungsfähigkeit verbessert 
werden sollen. Mit dem Ausbau 
der letzten Meile werden die 
Kommunen alleine gelassen. Um 
diesen Ausbau sachgerecht und 
zielorientiert leisten zu können, 
werden die Kommunen in aller 
Regel eine strategische Ausbau-
planung erstellen müssen. Diese 
wird nicht unwesentliche Pla-
nungskosten verursachen, die 
infolge der äußerst unklaren 
Marktsituation vielerorts kommu-
nalpolitisch diskutiert sein wer-
den. Zur Unterstützung bei dieser 
Pionieraufgabe brauchen die 
Kommunen daher eine spürbare 
finanzielle Unterstützung über die 
bereits bestehenden Fördermög-
lichkeiten hinaus. 

→ Sonderförderprogramm für 
strategische Ausbauplanungen.  

 

Stuttgart, 17. April 2015 

 


